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dbb für neue EU-Agenda mit klarem Kompass 
 

(dbb) Anlässlich der Vorstellung des Personaltableaus für die neue EU-Kommission hat 
der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt am 11. September 2014 in Berlin eine 

Überprüfung der wirtschafts- und sozialpolitischen Europa Strategie 2020 gefordert. „Die 
Zeit der Zehnjahrespläne ist vorbei. Die Entwicklung ist längst über die 2010 formulierten 

Ziele hinweggegangen. Sie sind nicht mehr erreichbar.“ 
 

Die EU brauche aber natürlich auch weiterhin 

eine Wirtschafts- und Sozialagenda mit klarem 
Kompass, erklärte Dauderstädt. „Die Ziele 

müssen dabei klar und kurz- bis mittelfristig 

formuliert sein, und sie müssen dem Grundsatz 
der Subsidiarität Rechnung tragen. Die sozio-

ökonomischen Verhältnisse, gewachsene 
Strukturen und Traditionen lassen sich nun mal 

nicht über einen Kamm scheren. Das wäre 

auch überhaupt nicht zielführend, weil der 
Pluralismus der gewählten Wege auch den 

Wettbewerb um die besten Ideen in Europa 
beflügelt.“ Diese Vielfalt mache Europa aus, so 

der dbb Chef. „Sie erlaubt Anpassung an regi-

onale Besonderheiten. Sie ist damit auch de-

mokratischer als am grünen Tisch entworfene 
Musterlösungen.“ 

 

Für die nächsten Jahre komme es auf einen 
intelligenten Mix aus wachstums- und beschäf-

tigungsorientierten Investitionen und Refor-
men an. Dauderstädt: „Sparen allein wird es 

nicht richten. Ein Verzicht auf Reformen in den 

Mitgliedstaaten geht aber ebenso wenig. Die 
neue Kommission führt stabilitäts- und nach-

frageorientierte Politiker zusammen. Das ist 
vielversprechend.“ 

(01/34/14) 

 

 

Bund: Änderungen für polizeidienstunfähige Beamte 
 
(dbb) Am 1. September 2014 hat der dbb Fachvorstand Beamtenpolitik und stellvertre-
tende Bundesvorsitzende Hans-Ulrich Benra ein Beteiligungsgespräch zum Bundesbeam-

tengesetz und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften beim Bundesministerium des In-

nern geführt. Der Gesetzentwurf sieht unter anderem Änderungen für Beamte insbeson-
dere aus dem Vollzugsbereich der Bundespolizei vor.  

 
Werden diese polizeidienstunfähig, können sie 

– den Erwerb der entsprechenden Befähigung 
vorausgesetzt – in eine andere Laufbahn ver-

setzt werden, allerdings gegebenenfalls auch 

in das Eingangsamt. Nachteile bei der Besol-
dung und Versorgung sollen aber durch Wei-

tergewährung des bisherigen Grundgehalts 
sowie einer sich jährlich um 20 Prozent abbau-

enden Ausgleichszulage abgemildert werden. 

 
Der dbb hatte bereits in seiner schriftlichen 

Stellungnahme zum ersten Stand des Gesetz-
entwurfes die mit einer Versetzung in das Ein-

gangsamt verbundenen Konsequenzen für die 
betroffenen Beamten kritisiert. „Da diese nach 

dem Laufbahnwechsel in den meisten Fällen 

bei Behörden der Bundespolizei eingesetzt 
werden, könne nach außen der Eindruck einer 

disziplinarrechtlichen Zurückstufung entste-

hen“, sagte Benra. Vor diesem Hintergrund 
sollten diese Beamten entsprechend der der-

zeitigen Verfahrensweise ihre jeweilige Plan-

stelle mitnehmen. Auch Beförderungen sollten 
weiterhin auf Planstellen des für Vollzugsbeam-

tinnen und -beamte zur Verfügung stehenden 
Stellenhaushalts vorgenommen werden, so die 

Forderung des dbb. Positiv äußerte sich der 

dbb zu der während des Beteiligungsverfah-
rens aufgenommenen Formulierung in der 

Gesetzesbegründung, wonach neben der neu-
en Amtsbezeichnung die des früheren Amtes 

mit dem Zusatz „außer Dienst“ oder „a.D.“ 
geführt werden darf. Damit sei einem Teil der 

Forderungen des dbb entsprochen worden. 

(02/34/14) 

 

 

 

 



 

aktuell Nr. 34 vom 11.09.2014 3 

___________________________________________________________________________ 

 

___________________________________________________________________________ 

 

Nachwuchsmangel im öffentlichen Dienst 
Protestaktion der dbb jugend in Berlin: „Übernahme statt Befristung“ 
 
(dbb) Mit einer Protestaktion vor dem Brandenburger Tor in Berlin hat die dbb jugend am 

10. September 2014 auf den rapide wachsenden Personalmangel im öffentlichen Dienst 
hingewiesen. „In den nächsten 20 Jahren treten fast 60 Prozent der Kolleginnen und Kol-

legen in den Ruhestand", erklärte Sandra Kothe, die Bundesvorsitzende der dbb jugend 
am Rande der Aktion. „Die Ausbildungszahlen decken den entstehenden Bedarf über-

haupt nicht." 

 
Außerdem, so Kothe weiter, müsse die Attrak-

tivität der Ausbildung im öffentlichen Dienst 
generell gesteigert werden: „Die Bundesregie-

rung hat selbst zugegeben, dass Übernahme-
garantien ein wichtiger Aspekt bei der Berufs-

wahl sind. Dennoch ist im öffentlichen Dienst 

die Zahl befristeter Stellen von unter 300.000 
im Jahr 2002 auf aktuell über 400.000 ge-

wachsen. Das schafft Unsicherheit und 
schreckt junge Menschen ab. Ergebnis: Eine 

kurzsichtige Personalbewirtschaftung zu Lasten 
des Nachwuchses."  

 

Trotz drängender Rekrutierungsprobleme wer-

den die öffentlichen Dienstherren nicht tätig, 
erklärte Kothe. Es gebe zudem immer noch 

kein übergreifendes Nachwuchsgewinnungs-
programm: „Da mussten wir als Gewerkschaft 

tätig werden. Seit fast einem Jahr wirbt der 

dbb deshalb mit den ‚Unverzichtbaren‘ flä-
chendeckend an deutschen Schulen für eine 

Ausbildung oder ein Studium im öffentlichen 
Dienst. Denn ohne qualifizierten Nachwuchs 

werden wir die Leistungsfähigkeit unseres 
Staates nicht aufrechterhalten können." 

(03/34/14) 

 

 

Befristet Beschäftigten dauerhafte Perspektive bieten - 
Bundesbauministerin Hendricks will sozialen Wohnungsbau wiederbeleben 
 
(dbb) Für eine Wiederbelebung des sozialen Wohnungsbaus plädiert die Bundesministerin 

für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Barbara Hendricks. Dem „dbb  

magazin“ (Ausgabe September 2014)s sagte Hendricks: „Seit 2007 sind die Länder allein 
für die soziale Wohnraumförderung zuständig. Der Bund unterstützt die Länder bei dieser 

Aufgabe aber bis 2019 mit so genannten Kompensationsmitteln in Höhe von jährlich 
518,2 Millionen Euro. Angesichts der Wohnungsengpässe in zahlreichen Ballungszentren 

ist es notwendig, den sozialen Wohnungsbau wiederzubeleben. Denn es ist eine vordring-

liche Aufgabe, dass Wohnen bezahlbar bleibt.“ 

 
Zudem kündigte Hendricks an, das „strukturel-
le Defizit“ in der Personalausstattung ihres 

Ministeriums anzugehen. „Die Aufgaben wur-
den immer mehr, einen entsprechenden Per-

sonalzuwachs gab es aber in Zeiten allgemei-

ner Stellenkürzungen nicht. Um die Arbeit 
trotzdem in den Griff zu bekommen, wurden 

vor allem in den letzten Jahren viele befristete 
Arbeitsverträge abgeschlossen.“ Hendricks 

weiter: „Ich bin fest entschlossen, die Situation 
in den nächsten Jahren spürbar zu verbessern 

und den in meinem Haus Beschäftigten soweit 

wie möglich eine dauerhafte Perspektive zu 
bieten.“  

 
Der soziale Wohnungsbau werde einen hohen 

Stellenwert im Bündnis für bezahlbares Woh-

nen und Bauen einnehmen, so die Ministerin. 
Das Bündnis war im Juli dieses Jahres von ihr 

mit den Ländern, Kommunen, der Wohnungs- 
und Bauwirtschaft sowie Vertretern von Mie-

terbund und Gewerkschaften ins Leben geru-
fen worden. „Gemeinsames Ziel ist es, den 

wachsenden Wohnungsbedarf in den Ballungs-

räumen zu deckenund die sozialen, demografi-
schen und energetischen Herausforderungen 

zu bewältigen. Wir wollen im Rahmen des 
Bündnisses mit den Ländern vereinbaren, dass 

diese die vom Bund zur Verfügung gestellten 
Mittel auch weiterhin zweckgebunden für die 

soziale Wohnraumförderungen einsetzen“, so 

Hendricks. Mit diesem Beitrag könne zusätzlich 
zu den Eigenmitteln der Länder einiges für den 

Neubau von Sozialwohnungen getan werden, 
„beispielsweise durch die Gewährung von Bau-

darlehen mit Zinssätzen, die unterhalb der 

marktüblichen Zinssätze liegen, oder durch 
Zuschüsse“.  
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Zudem werde der Bund entsprechend der im 
Koalitionsvertrag getroffenen Vereinbarung 

verbilligt Konversionsgrundstücke an Kommu-
nen abgeben. Dafür sei ein Gesamtvolumen 

von 100 Millionen Euro, begrenzt auf vier Jah-

re, vorgesehen. Hendricks kündigte ferner an, 
dass die Bundesregierung auch weiterhin die 

Schaffung von mehr generationengerechtem 
Wohnraum unterstützen wird. Dazu solle ein 

neues Programm aufgelegt werden, das mit 
Investitionszuschüssen ausgestattet wird und 

das das bestehende Kreditprogramm der KfW 

ergänzen soll. 
(04/34/14) 

 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

BDZ kritisiert Maut-Konzept  
 
(dbb) Der Vorsitzende der Deutschen Zoll- und Finanzgewerkschaft (BDZ), Dieter Dewes, 

hat das Konzept zur Pkw-Maut scharf kritisiert. „So wie die Maut bisher konzipiert ist, 
wird sie ein bürokratische Monster“, sagte Dewes dem „Handelsblatt“ (Ausgabe vom 9. 

September 2014). Der Zoll erhebt seit einigen Monaten die Kfz-Steuer und wäre deshalb 
auch für die Pkw-Maut zuständig. Dewes hält die Maut-Pläne von Verkehrsminister Ale-

xander Dobrindt (CSU) für unrealistisch. „Die Umsetzung bis Anfang 2016 ist nicht zu 
schaffen“, sagte er.  

 
Selbst wenn das Gesetz bis Ende des Jahres 

verabschiedet werde, „halte ich die Einführung 
der Maut frühestens Anfang 2017 für realis-

tisch“, so Dewes, der auch Vorsitzender des 
Hauptpersonalrats der Bundesfinanzverwaltung 

ist. So müsse man 58 Millionen neue Steuerbe-

scheide erteilen. „Noch gibt es aber gar keine 
IT für die Verrechnung von Maut und Kfz-

Steuer.“  
Dewes nahm Bundesfinanzminister Wolfgang 

Schäuble (CDU) in Schutz. „Wolfgang Schäuble 

sabotiert die Maut nicht. Er ist nur ein realisti-

scher Rechner.“ Der Aufwand für die Erhebung 
der Maut werde „immens“, sagte er. „Von da-

her dürfte es am Ende ein Nullsummenspiel 
werden.“ Dewes lehnt es ab, dass der Zoll die 

Maut überwacht: „Zu glauben, der Zoll könnte 

nebenbei auch noch die Vignetten kontrollie-
ren, ist irrwitzig“, sagte er. 

(05/34/14) 

 

 

GDL: Deutsche Bahn trägt Verantwortung für die Streiks  
 
(dbb) „Mit dem Warnstreik der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) am 6. 
September 2014 hat das Zugpersonal erneut deutlich gemacht, dass es sich von der Deut-

schen Bahn nicht länger vorführen lässt. Durch den Ausstand der Lokomotivführer, Lok-

rangierführer, Zugbegleiter, Bordgastronomen, Disponenten, Ausbilder, Instruktoren und 
Trainer in den Eisenbahnverkehrsunternehmen der DB standen von 6 bis 9 Uhr über 90 

Prozent der Züge der DB still oder hatten die entsprechende Verspätung.“ Das stellte die 
GDL in einer Pressemitteilung nach dem Streik fest.  

 
„Die Verantwortung für die Arbeitskämpfe trägt 

alleine die Deutsche Bahn“, so der GDL-

Bundesvorsitzende und dbb Vize Claus Wesels-
ky. „Mit ihrer Weigerung, über unsere Forde-

rungen zu verhandeln, verärgert sie mutwillig 
die Reisenden und brüskiert die eigene Beleg-

schaft.“  

 
Die DB weigere sich auch weiterhin, mit der 

GDL über ihre Forderungen zu verhandeln. 

„Stattdessen will sie ihre Hausgewerkschaft 

EVG mittels Kooperationsabkommen in die 

Führungsrolle hieven – und das, obwohl die 
GDL über 80 Prozent der Lokomotivführer und 

30 Prozent der Zugbegleiter in den Eisenbahn-
verkehrsunternehmen und damit mehr als  

51 Prozent des Zugpersonals organisiert“, so 

Weselsky. 
 

http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/vorwuerfe-gegen-finanzminister-seehofer-bezichtigt-schaeuble-der-maut-sabotage/10664638.html
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/vorwuerfe-gegen-finanzminister-seehofer-bezichtigt-schaeuble-der-maut-sabotage/10664638.html
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Die Botschaft des Zugpersonals sei nicht mehr 
zu überhören. „Nun ist der Arbeitgeber gefor-

dert, endlich ein substanzielles Angebot zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen vorzule-

gen. Bleibt die DB allerdings weiterhin taub, 

leiten wir kommende Woche die Urabstim-
mung ein“, kündigte Weselsky an. „Dann gilt: 

Wer nicht hören will, muss fühlen.“ 
(06/34/14) 

 

 

„Scharia-Polizei“ - Deutsche Polizeigewerkschaft warnt vor Paralleljustiz 
 
(dbb) Mit deutlichen Worten hat der Bundesvorsitzende der Deutschen Polizeigewerk-

schaft (DPolG), Rainer Wendt, davor gewarnt, das Auftreten der so genannten Scharia- 

Polizei in Wuppertal auf die leichte Schulter zu nehmen: „Man darf sich nicht dadurch be-
ruhigen lassen, dass sich die selbsternannten Scharia-Polizisten aus Wuppertal jetzt erst 

einmal aus der Öffentlichkeit zurückziehen. Jederzeit können solche oder ähnliche Aktio-
nen überall in Deutschland die Menschen verunsichern und unseren Rechtsstaat auf die 

Probe stellen“, so Wendt am 8. September 2014. 

 
Die Reaktionen der Innenminister Thomas de 

Maizière (Bund, CDU) und Ralf Jäger (NRW, 
SPD) begrüßte der DPolG-Vorsitzende aus-

drücklich. Auch die Stellungnahme des Zentral-
rats der Muslime in Deutschland sei „eindeutig, 

konsequent und notwendig“ gewesen. Die 

Aktivisten der salafistischen Gruppe in Wupper-
tal  könnten ihre Aktion aber durchaus auch als 

„Probelauf“ für weitere Aktionen gestartet 
haben, gab Wendt zu bedenken.  

„Seit etlichen Jahren sprechen wir in Deutsch-

land über die Entwicklung einer Paralleljustiz, 
die das Gewaltmonopol des Staates und den 

Rechtsstaat insgesamt aushöhlt und an der 
Rechtsordnung vorbei eigene Urteile und Re-

gelungen findet, die sich an der Scharia orien-

tieren. Anders als bei der ‚Scharia-Polizei‘ fin-
det dies allerdings weitgehend unter Aus-

schluss der Öffentlichkeit statt, weniger ge-
fährlich ist es nicht“, so Wendt. 

(07/34/14) 

 
 

VBE zur JAKO-O Bildungsstudie: Öffentliche Schulen stärken 
 
(dbb) „Bund, Länder und Kommunen müssen sich unmissverständlich für gute öffentliche 
Bildungseinrichtungen einsetzen“, fordert VBE-Bundesvorsitzender Udo Beckmann und 

verweist auf die am 10. September 2014 präsentierte dritte JAKO-O Bildungsstudie.  

 
„Eltern erwarten völlig zu Recht von der Schule 
ihrer Kinder akzeptable Klassengrößen, eine 

gute Ausstattung, kaum Unterrichtsausfall und 

die Förderung des Kindes. Sie erwarten von 
der Bildungspolitik gleiche Bildungschancen für 

alle, eine hohe Bewertung sozialen Verhaltens 
und eine besondere Förderung lernschwacher 

Schüler und ebenso gleiche Bedingungen in 

allen Bundesländern“, so der Vorsitzende des 
Verbandes Bildung und Erziehung weiter. Es 

sei eine ernstzunehmende Warnung, wenn 
Eltern diese ihnen wichtigen bildungspoliti-

schen Ziele kaum verwirklicht sehen. 
 

Beckmann weiter: „Rotstiftpolitik gegen öffent-
liche Bildungseinrichtungen untergräbt auf 

Dauer den gleichberechtigten Zugang zu Bil-

dung. Den öffentlichen Schulen ständig neue 
Aufgaben draufzusatteln, aber die 

Gelingensbedingungen dafür zu verweigern, 
führt bei den Eltern zu einer zunehmenden 

Abkehr von öffentlichen und einer Hinwendung 

zu privaten Schulen. Der Trend zur Privatisie-
rung von Bildung ist auch eine Folge des Koo-

perationsverbots von Bund und Ländern im 
Bildungsbereich.“  

(08/34/14) 
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OECD-Bildungsbericht beweist: Deutsches Bildungssystem besser als sein 
Ruf 
 
(dbb) Als Bestätigung der auch im internationalen Vergleich hohen Qualität des deut-

schen Bildungswesens hat der Bundesvorsitzende des Deutschen Philologenverbandes 
(DPhV), Heinz-Peter Meidinger, die Ergebnisse des OECD-Berichts „Education at a glance 

2014“ gewertet. Insbesondere die hohe Bildungsbeteiligung und die niedrige Jugendar-
beitslosigkeit bezeichnete der Verbandsvorsitzende als „Markenzeichen des deutschen 

Schulsystems“. 

 
Allerdings sei zu bezweifeln, dass ein weiterer 

drastischer Anstieg der Studierendenquote in 
Deutschland über die bereits jetzt erreichten 

53 Prozent eines Jahrgangs hinaus für das 
deutsche Bildungs- und Beschäftigungssystem 

sinnvoll wäre. „Schon jetzt klagen Handwerk 

und Betriebe über Zehntausende von Ausbil-
dungsstellen, die nicht besetzt werden können, 

während gleichzeitig Tausende von Studienab-

solventen vornehmlich geistes- und sozialwis-

senschaftlicher Studiengänge keine ihrer Aus-
bildung adäquate Beschäftigung finden. Das 

duale Ausbildungssystem, das maßgeblich zum 
deutschen Wirtschaftswunder beigetragen hat, 

droht auszutrocknen“, stellte Meidinger am 10. 

September 2014 fest. 
(09/34/14) 

 

 

BLBS erneuert Kritik an der OECD 
 
(dbb) Der Bundesverband der Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen (BLBS) hat sei-
ne Kritik an der OECD bekräftigt, die eine weitere Akademisierung für Deutschland gefordert 
hatte. 

 
„Wann begreift die OECD endlich, dass das 
deutsche Bildungssystem anders ist“, stellte 
der BLBS-Bundesvorsitzende Eugen Straubin-
ger am 11. September 2014 dazu fest. Hierzu-

lande seien die Aufstiegschancen über die 

berufliche Bildung, die einen hervorragenden 

Ruf genießt, besser als in den anderen Län-
dern der OECD. Jedem Jugendlichen - unab-

hängig vom Wohlstand des Elternhauses - 
stehe es offen, über den Abschluss in der dua-

len Ausbildung an der Berufsschule oder der 

Berufsfachschule an die Meister- oder Techni-
kerschule und auch zum Studium zu gelangen.  

Die berufliche Bildung sei ein qualitativ hoch-
wertiges Fundament, auf dem jeder Jugendli-

che aufbauen kann. „Vom Lokomotivführer 

zum Professor; die Durchlässigkeit des deut-
schen Bildungssystems eröffnet den Jugendli-

chen alle Aufstiegschancen, egal welcher Her-
kunft sie entstammen“, so Straubinger. Mit 

Blick etwa auf Spanien müsse man fragen, ob 

es sinnvoll ist, mit der Akademikerquote auch 
die Arbeitslosenquote zu erhöhen.  

(10/34/14) 

 

Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Am 4. September 2014 hat sich der dbb 

Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt mit 
Richard Kühnel zu einem ersten Gespräch in 

der Berliner Vertretung der EU-Kommission 

getroffen. Der österreichische Jurist ist seit 
1.Juni Vertreter der Europäischen Kommission 

in Deutschland. Als Erwartungen an die neu 
gebildete Kommission nannte der dbb Chef ein 

entschiedenes Eintreten gegen die Jugendar-
beitslosigkeit in Europa, die sich als sozialer 

Sprengstoff mit erheblichem Radikalisierungs-

potenzial entwickeln könne. „Wir haben uns 

auch in Deutschland daran gewöhnt, dass 
Gesetzgebung und Rechtsprechung in hohem 

Maße von Europa beeinflusst werden“, konsta-

tierte Dauderstädt weiter. „Umso wichtiger ist 
die Beachtung des Grundsatzes der Subsidiari-

tät.“ Als Beispiele führte er die Strukturen des 
öffentlichen Dienstes, vor allem das außerhalb 

der Bundesrepublik kaum verbreitete Beamten-
recht, und die Sozialpolitik an. Kühnel bestätig-

te, dass die Abwägung zwischen nationalen 
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und europäischen Interessen nicht immer ein-
fach sei: „Es kommt in Europa darauf an, eine 

sinnvolle Balance zu finden zwischen notwen-
digen Schritten auf der nationalen und auf der 

europäischen Ebene.“ Gerade im Bereich So-

ziales und Beschäftigung sei das von besonde-
rer Bedeutung.  
 

Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Spre-
cherin der SPD-Fraktion im Deutschen Bundes-

tag und dbb Vize, ist am 10. September 2014 
neu in den Aufsichtsrat der Deutschen Bahn 

eingezogen. Sie folgt auf den früheren FDP-

Generalsekretär Patrick Döring, der im Juni 
ausgeschieden war. Einer der 20 Aufsichtsrats-

posten der Bahn wird traditionell von dem 
Koalitionspartner besetzt, der nicht das Bun-

desverkehrsministerium innehat, in dieser Le-

gislatur also von der SPD. Mit dem Etikett 
„Quotenfrau“ hat Lühmann kein Problem. Der 

„Süddeutschen Zeitung“ (Ausgabe vom 9. Sep-
tember 2014) sagte sie, dies sei für sie nichts 

Negatives. „In einem Gremium, das männer-
dominiert ist, wurde eine qualifizierte Frau 

gesucht. Und man hat sich für mich entschie-

den.“ 
 

Die Berliner SPD-Spitze muss auf den von den 

Sozialdemokraten geführten Senat verstärkt 
Einfluss nehmen, um ihre Forderung nach 

einem Ende des Stellenabbaus im öffentlichen 
Dienst durchzusetzen. Das hat der Landesvor-

sitzende des dbb berlin, Frank Becker, am 8. 

September 2014 gefordert. Er kommentierte 
damit den Vorstoß des Landesvorsitzenden der 

SPD Berlin, Jan Stöß, nach einem Umdenken in 
der Berliner Personalpolitik. In der „Berliner 

Zeitung“ (Ausgabe vom 8. September 2014) 
hatte Stöß unter anderem festgestellt: „Die 

Zahl der Berliner hat in den letzten drei Jahren 

um 150.000 zugenommen. Berlin wächst, doch 
die Verwaltung schrumpft - das passt nicht 

zusammen.“ 
 

„Der NBB und seine Mitgliedsgewerkschaften 

und –verbände stehen uneingeschränkt hinter 
dem Beamtenstatus für Lehrerinnen und Leh-

rer in Niedersachsen. Rechtslage und Recht-
sprechung in Deutschland sind eindeutig, und 

es gibt gute Gründe, keine Veränderung am 
Status herbeizuführen.“ Das erklärte der dbb 

Landesvorsitzende Friedhelm Schäfer am 9. 

September 2014. Er reagierte damit auf Aus-
sagen der niedersächsischen GEW, die für ein 

Streikrecht von Lehrerinnen und Lehrern plä-
diert hatte. Gegen unzumutbare Entscheidun-

gen im schulischen Bereich müsse mit Mitteln 

angegangen werden, die das Beamtenrecht 
bietet.  

 
Der dbb Hessen lehnt die von der schwarz-

grünen Landesregierung geplante Streichung 

von 1.800 Stellen bis 2019 weiter ab. Das 
„Wiesbadener Tagblatt“ (Ausgabe vom 9. Sep-

tember 2014) zitiert die dbb Landesvorsitzende 
Ute Wiegand-Fleischhacker mit den Wor-

ten: „Es ist inakzeptabel, die Haushaltskonsoli-

dierung allein auf dem Rücken der Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes zu betreiben.“  
 

Der Missbrauchsbeauftragte der Bundesregie-
rung, Johannes-Wilhelm Rörig, fordert ein 

stärkeres Engagement der Schulen gegen se-
xuellen Missbrauch. Die Empfehlungen, die der 

Runde Tisch „Sexueller Kindesmissbrauch“ 

2011 gegeben habe, seien bisher „bei weitem 
noch nicht flächendeckend" umgesetzt worden, 

In jeder Klasse säßen durchschnittlich ein bis 
zwei Kinder, die schon einmal missbraucht 

worden seien, sagte Rörig am 10. September 
2014 der Nachrichtenagentur dpa. Der Vorsit-

zende des Deutschen Philologenverbandes 

(DPhV), Heinz-Peter Meidinger, erinnerte 
daran, dass die große Mehrzahl der Miss-

brauchsfälle nicht in der Schule stattfinde, 
sondern in der Familie. Die Schule könne vor 

allem dabei helfen, Kinder stark zu machen. 

Auch müssten Lehrer sehr genau hinschauen, 
um vielleicht einen Missbrauchsfall zu erken-

nen, wobei dies in der Praxis sehr schwierig 
sei. „Was ich mir nicht vorstellen kann, ist, 

dass es häufiger vorkommt, dass Lehrer von 
Kindern auf Missbrauch angesprochen werden 

und ihnen dann nicht geglaubt wird", sagte 

Meidinger der dpa. 
 

Gerade die verschiedenen beruflichen Schular-

ten sind eine wesentliche Säule des deutschen 
dualen Berufsbildungssystems. Darauf hat der 

Vorsitzende des Bundesverbandes der Lehrer 
an beruflichen Schulen (BLBS), Eugen Strau-

binger, hingewiesen. In einem offenen Brief 

an Lutz Mania, Geschäftsführer der Bundes-
agentur für Arbeit Regionaldirektion Sachsen-

Anhalt-Thüringen, und Sandro Witt, Vizevorsit-
zender des DGB-Bezirks Hessen-Thüringen, 

kritisierte Straubinger am 4. September 2014 
den Aussagen beider im einem Pressebeitrag 

unter der Überschrift „Arbeitsagentur will Ende 

der Berufsbildung in Schulen“ Diese Auffas-
sung widerspreche der allgemeinen nationalen 

und internationalen Ansicht  über das berufli-
che Ausbildungssystem in Deutschland. Die 

beruflichen Schulen verfügten über Ausstat-
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tungen, Infrastruktur und Kapazitäten, um 
hochkarätige Aus- und Weiterbildung anzubie-

ten. Aufgrund ihrer Erfahrungen in der dualen 
und vollzeitschulischen beruflichen Bildung und 

der Erwachsenenbildung seien die beruflichen 

Schulen am besten in der Lage, die geforder-

ten weiteren Bildungsangebote vor, während 
und nach dem Ende der Schulzeit auch im 

Erwachsenenalter zu liefern. 

(11/34/14) 

 

 


